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(1) Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte können sich zu einer Gesellschaft verbinden, die der
gemeinschaftlichen Organisation der Berufstätigkeit der Gesellschafter unter gemeinschaftlicher Nutzung
von Betriebsmitteln dient, jedoch nicht selbst als Vertragspartner von steuerberatenden
Mandatsverträgen auftreten soll (Bürogemeinschaft).

(2) Eine Bürogemeinschaft können Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte auch mit Personen
eingehen, die nicht Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte sind, es sei denn, die Verbindung ist mit
dem Beruf des Steuerberaters oder Steuerbevollmächtigten, insbesondere seiner Stellung als
unabhängigem Organ der Steuerrechtspflege nicht vereinbar, und kann das Vertrauen in seine
Unabhängigkeit gefährden. Eine Bürogemeinschaft nach Satz 1 kann insbesondere dann
ausgeschlossen sein, wenn in der anderen Person ein Grund vorliegt, der bei einem Steuerberater nach
§ 40 Absatz 2 Nummer 2 zur Versagung der Bestellung führen würde.

(3) Die in der Bürogemeinschaft tätigen Steuerberater und Steuerbevollmächtigten sind verpflichtet,
angemessene organisatorische, personelle und technische Maßnahmen zu treffen, die die Einhaltung
ihrer Berufspflichten gewährleisten.

(4) § 51 Absatz 1, 2, 4 und 5 gilt für die Gesellschafter der Bürogemeinschaft nach Absatz 2
entsprechend.
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